
Das neue Strafrecht 
der Deutschen Demokratischen Republik 

steht zur Diskussion

Die gesellschaftliche Entwicklung verlangt neue Gesetze

Der Entwurf eines neuen Strafgesetzbuches wurde auf der Grundlage 
der Beschlüsse des VI. Parteitages der SED, des Rechtspflegeerlasses des 
Staatsrates und der Analyse der weiteren Entwicklung der Deutschen 
Demokratischen Republik ausgearbeitet. Die Ausarbeitung erfolgte durch 
eine im Jahre 1963 vom Staatsrat gebildete, unter Vorsitz des Ministers 
der Justiz stehende Kommission. Dieser Kommission gehören Leiter und 
verantwortliche Mitarbeiter zentraler Staatsorgane, Generaldirektoren von 
WB und Direktoren volkseigener Betriebe, LPG-Vorsitzende, erfahrene 
Juristen, Wissenschaftler, Schöffen aus der Industrie und Landwirtschaft, 
Mitglieder von Konfliktkommissionen und andere Werktätige an.

Mit dem neuen sozialistischen Strafgesetzbuch soll das Strafrecht in 
seiner Gesamtheit mit den veränderten gesellschaftlichen Bedingungen in 
Einklang gebracht werden, die durch den Sieg der sozialistischen Produk
tionsverhältnisse, den umfassenden Aufbau des Sozialismus, die wissen
schaftlich-technische Revolution und die Entfaltung sozialistischer Bezie
hungen zwischen den Menschen charakterisiert werden. Das sozialistische 
Strafgesetzbuch ist Bestandteil des einheitlichen sozialistischen Rechts
systems der Deutschen Demokratischen Republik. Das sozialistische Straf
recht legt fest, welche Handlungen als Verbrechen oder Vergehen verfolgt 
werden, und bestimmt, daß jeder strafrechtlich zur Verantwortung ge
zogen wird, der ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat. Das Straf
recht dient der weiteren allseitigen Stärkung der Deutschen Demokra
tischen Republik und dem entschiedenen Kampf gegen die verbreche
rischen Anschläge auf den Frieden und die Deutsche Demokratische Repu
blik und gegen andere schwere Verbrechen. Es gewährleistet den wirk
samen Schutz der Bürger, ihrer Rechte und Interessen vor Verbrechen und 
Vergehen und soll den Straffälliggewordenen unter Berücksichtigung der 
Schwere seiner Straftat nachdrücklich zu einem gesetzmäßigen Verhalten 
erziehen.

Der Entwurf eines neuen Strafgesetzbuches soll das noch aus dem Jahre 
1871 stammende Strafgesetzbuch ersetzen. Dieses alte Strafgesetzbuch 
wurde bereits vor 1945 vielfach geändert und ergänzt. Nach der Zerschla
gung des Faschismus wurde das nazistische Unrecht in der Strafgesetz
gebung beseitigt. Neue Strafgesetze außerhalb des Strafgesetzbuches 
ergingen, so 1948 die Wirtschaftsstrafverordnung, 1950 das Gesetz zum 
Schutze des innerdeutschen Handels und 1952 mit dem Beginn des Aufbaus 
des Sozialismus das Jugendgerichtsgesetz und die Strafprozeßordnung. 
Nicht zuletzt ist auf das im Jahre 1950 auf Initiative des Weltfriedensrates 
geschaffene Friedensschutzgesetz hinzuweisen, das ein besonderer Aus
druck der Friedenspolitik der Deutschen Demokratischen Republik ist. 
Durch das Strafrechtsergänzungsgesetz vom Dezember 1957 wurde das 
gesamte geltende Strafrecht wesentlich geändert. Strafen ohne Freiheits
entzug in Form der bedingten Verurteilung und des öffentlichen Tadels 
wurden eingeführt und die Bestimmungen zum strafrechtlichen Schutz 
der Deutschen Demokratischen Republik und des sozialistischen Eigentums 
neu gestaltet.

Der Erlaß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik über 
die grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der 
Rechtspflege vom 4. April 1963 leitete eine neue Etappe in der Entwicklung 
der sozialistischen Rechtspflege ein. Mit diesem Erlaß wurde die Verbin
dung zwischen Rechtspflege und gesamtgesellschaftlicher Entwicklung ver
tieft, der Schutz der Deutschen Demokratischen Republik verstärkt, die 
sozialistische Demokratie in der Rechtspflege entfaltet, auf die Schaffung 
eines Systems der gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege orientiert 
und die Garantien für die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlich
keit erhöht.

Die neue Strafprozeßordnung soll an die Stelle der Strafprozeßordnung 
aus dem Jahre 1952 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung und Ergän
zung strafrechtlicher und Verfahrens rechtlicher Bestimmungen vom


